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Revision des Bundesgesetzes über Massnahmen zur  
Bekämpfung der Schwarzarbeit (BGSA) 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Wir danken Ihnen für die Zustellung der Vernehmlassungsunter-
lagen zur Revision des Bundesgesetzes über Massnahmen zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit (BGSA). Gerne nehmen wir dazu 
Stellung. 

 
1. Allgemeine Würdigung des Entwurfs 
 
Die SP Schweiz unterstützt die Bemühungen des Bundesrats, mit 
einer Revision des BGSA der Schwarzarbeit entschlossener ent-
gegenzutreten. Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, die Mitarbeiter 
schwarz beschäftigen, schaden nicht nur den Sozialwerken und 
den Steuerbehörden, sie verzerren vielmehr auch den Wettbewerb 
und schaden so auch ihren ehrlichen Konkurrenten in der  
Wirtschaft. Die Schweiz steht zwar im internationalen Vergleich 
gut da, dennoch macht die Schwarzarbeit rund 7% des Bruttoin-
landsprodukts aus. Das Ausmass der Schwarzarbeit würde bei 
einem BIP von ca. 650 Mrd. Fr. (2013) also immerhin ein  
Geschäftsvolumen von über 45 Mrd. Fr. betreffen. Das sind 
Schätzungen, dennoch machen sie deutlich, dass die durch 
Schwarzarbeit hinterzogenen Summen beträchtlich sein müssen. 
Der Ökonom Friedrich Schneider von der Universität Linz hat für 
die Schweiz errechnet, dass die Zahl der Schwarzarbeiter (auf 
Vollzeitbeschäftigte umgerechnet) 2014 auf rund 427‘000 Perso-
nen zu veranschlagen ist, dazu kommen noch rund 63‘000 illegale 
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ausländische Beschäftigte. Die Schwarzarbeiterinnen und 
-arbeiter sind dabei die Leidtragenden, da sie rechtlich und  
vesicherungstechnisch nicht abgesichert sind und sich gegen 
schlechte Arbeitsbedingungen nicht wehren können. 
 
Bisherige Massnahmen nur wenig wirksam 
 
Über die genaue Entwicklung des Kampfs gegen die Schwarzar-
beit in der Schweiz in den vergangenen Jahren gibt es nur unge-
naue und zum Teil widersprüchliche Informationen. Danach gin-
gen 2014 die vermuteten Verstösse gegen Melde- und Bewilli-
gungspflichten gemäss Ausländerrecht sowie die Zahl der Rück-
meldungen der Migrationsämter über verhängte Sanktionen zu-
rück (vermutete Verstösse: -14%, Sanktionen: -13%). Das SECO 
präzisiert aber: Da die Kantone die Kontrollschwerpunkte jährlich 
neu festlegen, lässt eine Abnahme an Verdachtsfällen und Rück-
meldungen nicht zwingend auf eine Abnahme der Schwarzarbeit 
schliessen. Im Bereich des Quellensteuerrechts stiegen hingegen 
2014 die vermuteten Verstösse sowie die verhängten Sanktionen 
zum Teil erheblich (+ 12% bzw. + 450%). Im Sozialversicherungs-
recht konnte eine leichte Zunahme der Verdachtsfälle festgestellt 
werden (+ 3.2%), während die verhängten Sanktionen leicht san-
ken (- 3%). Im Jahr 2013 war die Zahl der Verstösse gegen das 
Ausländerrecht um 16,5% gestiegen, die Sanktionen bei den Mig-
rationsbehörden gar um 54%; während die Zahlen in den Berei-
chen Sozialversicherungs- und Quellensteuerrecht stabil geblie-
ben waren. 
  
Wie der Bundesrat selbst schreibt, wird die Schwarzarbeit seit den 
Neunzigerjahren und vor allem auch seit Einführung der Perso-
nenfreizügigkeit mit der EU vermehrt als Problem wahrgenommen. 
Bei der Evaluation der bisherigen Vorkehrungen zu deren  
ekämpfung in den Jahren 2011 bis 2012 kommt der Bundesrat 
allerdings, selbst zum bedauernswerten Urteil, „dass der Beitrag 
der Massnahmen des BGSA zur Eindämmung der Schwarzarbeit 
bisher eher gering war.“ 
 
Synergiebedarf zwischen Aufsicht über die FlaM mit der  
Bekämpfung der Schwarzarbeit 
 
Vor diesem Hintergrund ist die Intensivierung der Zusammenarbeit 
zwischen den kantonalen Kontrollorganen und weiteren beteiligten 
Behörden, wie sie im vorliegenden Entwurf vorgesehen ist, zu  
begrüssen. Als Ergänzung zur aktuellen Rechtsgrundlage sollen 
die kantonalen Kontrollorgane Hinweise auf Schwarzarbeit von 
zusätzlichen Behörden wie Sozialhilfebehörden oder Einwohner-
kontrolle erhalten. Im Gegenzug sollen die kantonalen Kontrollor-
gane unter anderem auch Anhaltspunkte für Verstösse gegen die 
schweizerischen minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen den 
zuständigen paritätischen Kommissionen im Bereich der allge-



meinverbindlich zu erklärenden Gesamtarbeitsverträge gemeldet 
werden dürfen. In diesem Zusammenhang ist vor allem die Wei-
sungsbefugnis des SECO an die Kontrollorgane nach Art 16a ent-
scheidend. Die Zusammenarbeit der beteiligten Behörden wird 
dabei durch eine Pflicht zur Rückmeldung intensiviert.  
 
Der Bundesrat kommt damit auch einer Kritik der Eidgenössischen 
Finanzkontrolle entgegen, die im Rahmen der Überprüfung der 
flankierenden Massnahmen (FlaM) zur Personenfreizügigkeit im 
April 2015 zum Schluss gekommen ist: „2013 wurden im Rahmen 
der FlaM knapp 40‘000 Kontrollen durchgeführt, gegen 12‘000 zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit. Für erstere hat der Bund 11,4 
Millionen Franken bereitgestellt, für letztere 4 Millionen. Dies ob-
wohl die Auswirkungen der Schwarzarbeit auf den Arbeitsmarkt 
potentiell erheblich oder sogar noch erheblicher sind als diejeni-
gen der Personenfreizügigkeit. Der Unterschied zwischen den für 
beide Kontrollziele eingesetzten Mittel widerspiegelt demnach 
nicht a priori die tatsächlichen finanziellen Risiken (Steuerausfälle 
und Sozialversicherungsbetrug) für die Behörden. Einige Kantone 
sind bereits dazu übergegangen, die Kontrollen der FlaM mit den-
jenigen zur Eindämmung der Schwarzarbeit zu verbinden. Diese 
Koordination geht jedoch nicht überall gleich weit. Nach Meinung 
der EFK würde eine stärkere Koordination die Effizienz der einge-
setzten Mittel erhöhen.“ 
 
In diesem Zusammenhang erlauben wir uns daran zu erinnern, 
dass die SP bereits in der Vernehmlassung über die Verord-
nung über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
(VOSA) vom Juni 2006 genau auf diesen Punkt hingewiesen 
hatte: „Damit die Kontrollpflichten der kantonalen Behörden 
auch wahrgenommen werden, erachten wir die Koppelung der 
Schwarzarbeitsbekämpfungsmassnahmen an den Vollzug der 
flankierenden Massnahmen als absolut notwendig. Beide ar-
beitsmarktliche Kontrolltätigkeiten haben zahlreiche Parallelen 
und weisen häufig auch die gleichen Tatbestände auf.“ 
 
Situation der Sans-Papiers legalisieren 
 
Da bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit in erster Linie auf 
die Arbeitgeberinnen und Unternehmer, nicht aber auf die be-
troffenen Beschäftigten gezielt werden sollte, betonen wir wie 
bereits in der Vernehmlassung zur VOSA von 2006, dass das 
verstärkte staatliche Engagement zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit Anlass sein sollte, die Situation der langjährig 
anwesenden und erwerbstätigen Personen ohne Aufenthalts-
bewilligungen zu legalisieren. Die Schweiz sollte hier einen 
Schritt machen entsprechend den Anpassungen im AuG im 
Zusammenhang mit der Umsetzung von Art 121a, wo die vor-
läufig aufgenommenen Flüchtlingen und Schutzbedürftigen zu 
den inländischen Arbeitskräften gezählt wurden. Diese Perso-



nengruppen gehören zum einheimischen Arbeitsmarkt und 
damit auch zum bereits vorhandenen inländischen Arbeitskräf-
tepotential, wie der Bundesrat richtig feststellt.  
 
Anmeldepflicht innerhalb von 30 resp. 8 Tagen 
 
Weiter betont die SP, dass im Kampf gegen die Schwarzarbeit 
keinesfalls auf die 2008 im Rahmen der Einführung der neuen 
AHV-Versichertennummer eingeführte Ordnungsbestimmung 
verzichtet werden darf, die Arbeitgeber verpflichtet, neu eintre-
tende Arbeitnehmende innert Monatsfrist nach Stellenantritt 
der Ausgleichskasse anzumelden. Genau dies aber verlangt 
die Motion 14.3728 von SR Paul Niederberger (Regulierungs-
kosten für die Wirtschaft. Unnötige Administrativarbeiten für 
die AHV abschaffen). Am Obligatorium der unterjährigen An-
meldung von Arbeitnehmenden durch die Unternehmen und 
dem Versand eines Versicherungsausweises muss festgehal-
ten werden. Beide Normen sind auf Stufe Verordnung (Art. 
136 AHVV; SR 831.101) verankert. Die Entwicklung muss 
vielmehr in die Gegenrichtung gehen.  
 
Deshalb begrüsst die SP, dass mit Art. 18a eine Sanktions-
möglichkeit für die Kontrollorgane geschaffen werden soll, 
welche sich auf Meldepflichtverstösse nach Art. 136 AHVV 
und Art. 3a QStV bezieht. Diese beiden Artikel schreiben vor, 
dass ein Arbeitnehmer neue Arbeitnehmende innerhalb von 30 
resp. 8 Tagen anzumelden hat. Diese Pflicht ist zeitlich gese-
hen die erste, welche nach Abschluss eines Arbeitsvertrages 
erfüllt sein muss und welche von den kantonalen Kontrollorga-
nen überprüft werden kann. Die SP stimmt dem Bundesrat voll 
un ganz in der Feststellung zu, dass es aus Sicht der 
Schwarzarbeitsbekämpfung daher Sinn macht, wenn die Ein-
haltung dieser Pflicht überprüft und von den zuständigen Kon-
trollorganen sanktioniert wird. 
 
 
Deutliche Anhebung der Bussen und Registrierung  
straffälliger Firmen 
 
Der vorliegende Entwurf sieht Bussen von „bis zu 1000 Fran-
ken“ vor für Verletzungen gegen die Anmeldepflicht für neue 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei den Ausgleichskas-
sen oder bei den kantonalen Steuerbehörden vor. Im Widerho-
lungsfall kann die Busse auf bis zu 5000 Franken angehoben 
werden (Art 18a). Diese Ansätze sind mit der erklärten Ab-
sicht, der Schwarzarbeit „entschieden entgegentreten“ zu wol-
len in keiner Art und Weise vereinbar. Es sind geradezu lä-
cherliche Beträge, die hier in Anschlag gebracht werden. Die 
SP Schweiz fordert deshalb, dass Analog zu Verstössen ge-
gen die FlaM die Bussenhöhe auf 30‘000 Franken bei erstma-



ligem Verstoss angesetzt und im Wiederholungsfall auf 50‘000 
Franken erhöht werden.  
 
Die in diesem Zusammenhang im erläuternden Bericht ge-
machten Angaben über die bei den Kantonen eingegangenen 
Gebühren und Bussen weisen doch ziemlich erstaunliche 
Grössenunterschiede auf: So haben Kantone wie ZH oder 
UR/OW/NW/SZ zusammen 0.00 Franken eingenommen, BE 
immerhin 400 Franken, während BL auf 179‘000 Franken 
kommt und VD gar auf 397‘870,50 Franken. Das deutet darauf 
hin, wie „unterschiedlich sich die Kantone bei der Durchfüh-
rung der Kontrollen engagieren“, wie der Bundesrat euphemis-
tisch festhält. 
 
Weiter unterstützt die SP den Antrag des Schweizerischen 
Gewerkschaftsbunds (SGB), die Reform des BGSA mit der 
laufenden Revision zum Strafregistergesetz zu kombinieren:  
Juristische Personen sind im Strafregister-Informationssystem 
VOSTRA einzutragen, wenn sie gegen das BGSA oder das 
Entsendegesetz (EntsG) verstossen. Ebenso ist das StGB da-
hingehend zu ändern, dass der Tatbestand der Schwarzarbeit 
nach BGSA im Katalog von Art. 102 StGB eingebaut wird: Ziel 
muss es sein, dass wenn in einem Unternehmen Schwarzar-
beit begangen wird und diese Tat wegen mangelhafter Orga-
nisation des Unternehmens keiner bestimmten natürlichen 
Person zugerechnet werden kann, das Delikt dem Unterneh-
men zugerechnet wird. 
 
In diesem Zusammenhang ist auf eine Forderung im Rahmen 
der Beratung über die VOSA zurückzukommen. Demnach soll-
ten bei schweren Vorstössen gegen das BGSA Arbeitgeber 
nicht nur vom öffentlichen Beschaffungswesen ausgeschlos-
sen werden können, sondern auch teilweise oder ganz den 
Anspruch auf staatliche Hilfen und Leistungen verlieren (bei-
spielsweise Direktzahlungen in der Landwirtschaft). Das Ar-
gument, Ausschlüsse vom öffentlichen Beschaffungswesen 
und Kürzungen von Finanzhilfen seien nur selten erfolgt, wes-
halb es fraglich sei, ob von dieser Massnahme eine präventive 
Wirkung ausgehe, ist erstaunlich. Gleichzeitig wird nämlich 
festgehalten, dass gerade in Risikobranchen, wie beispiels-
weise in privaten Haushalten sowie der Landwirtschaft, ver-
gleichsweise selten Kontrollen durchgeführt wurden. Während 
bei den Privathaushalten nun Abhilfe geschaffen wird, ist eine 
entsprechende Verschärfung der Kontrollen in der Landwirt-
schaft nirgends ersichtlich. 
 
Sensibilisierungsmassnahmen 
 
Wie bei der VOSA von 2006 sollte der Bundesrat erneut eine 
Informationsoffensive starten gegen die Schwarzarbeit. Das 



Bewusstsein, dass Schwarzarbeit eine Bagatelle sei, ist leider 
immer noch bei vielen Arbeitgebern, insbesondere im Bau, der 
Landwirtschaft und in den privaten Haushalten stark verbreitet. 
Im Gegensatz zur letzten Kampagne sollte sich die neue 
Kampagne auf die Pflichten der Arbeitgeber konzentrieren und 
alle Branchen ansprechen. Eine Informationskampagne drängt 
sich auch deshalb auf, weil nach Art.7 neu die Kontrollorgane 
auch in Privathaushalten Kontrollen durchführen dürfen. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch noch einmal zu prüfen, ob 
nicht doch eine eindeutige juristische Definition von Schwarz-
arbeit, wie sie im Gesetzentwurf des Bundesrats von 2002 
vorgesehen war, angebracht wäre, um dem Kampf gegen die 
Schwarzarbeit klarere Kontouren zu geben. Die SP schliesst 
sich hier der Forderung des SGB nach einer ganzheitlichen 
Definition von Schwarzarbeit im Rahmen des BGSA an. Da-
nach würde man unter Schwarzarbeit eine entlöhnte oder 
selbständige Arbeit verstehen, die unter Verletzung von 
Rechtsvorschriften ausgeübt wird, die da wären: 

 Beschäftigung von Arbeitnehmenden, die bei den obli-
gatorischen Sozialversicherungen nicht gemeldet sind. 

 Beschäftigung von Personen, die gleichzeitig Leistun-
gen einer Sozialversicherung beziehen (Strafbarkeit von 
Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden). 

 Beschäftigung von Arbeitnehmenden ohne Meldung bei 
den Steuerbehörden/keine Deklaration des Lohnes bei 
den Steuerbehörden. 

 Zu prüfen wäre zudem, ob auch die Falschabrechnung 
von Stunden (Ausstempeln oder keine Arbeitszeiterfas-
sung auf Geheiss des Arbeitgebers) weiterhin nur als 
blosser Verstoss gegen das ArG behandelt werden soll 
oder nicht auch unter Tatbestand der Schwarzarbeit  
fallen müsste.  

 
2. Detailbemerkungen zur Revision des Bundesgesetzes über 
Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
 
Die SP Schweiz ist mit den meisten vorgeschlagenen Anpassun-
gen des Bundesgesetzes über die Massnahmen zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit einverstanden. In folgenden Artikeln aber for-
dert sie Ergänzungen. 
 
Art. 11. 
 
Die SP ist mit einer verbesserten zwischenbehördlichen Zusam-
menarbeit einverstanden. Gleichzeitig darf die Neudefinierung des 
vorliegenden Artikels nicht als Freipass zur „Jagd auf Sans-
Papiers“ missverstanden werden. Vielmehr sollen nur ungesetzlich 
handelnde Arbeitgeber von den in Art. 11 Abs. 1 und 3 erwähnten 
Behörden anvisiert werden. An dieser Stelle möchten wir den 



Bundesrat erneut auffordern, die Situation der langjährig anwe-
senden und erwerbstätigen Personen ohne Aufenthaltsbewilligung 
zu legalisieren. 
 
Art. 18a 
 
Die SP beurteilt die vorliegende Änderung der Bussen-
Bestimmungen als völlig unzureichend. Eine Busse von mickrigen 
1000 Fr. (5000 Fr. im Wiederholungsfall) ist untauglich, eine effek-
tive Abschreckungswirkung zu entfalten. Umso mehr wenn man 
bedenkt, dass konsequent betriebene Schwarzarbeit etwa in der 
Baubranche oder Gastronomie gemäss den Angaben der Ge-
werkschaften für die Arbeitgeber Gewinne von Hunderttausenden 
von Franken generiert. Die SP fordert den Bundesrat dringend auf, 
die Strafbestimmungen des BGSA zu verschärfen und sie an die 
Strafbestimmungen des AuG anzunähern. 
 
Art. 18a soll wie folgt geändert werden: 
 

„Wer gegen die Pflicht zur Anmeldung neuer Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen […] verstösst, wird mit eine Busse von bis zu 
30‘000 Franken bestraft. Im Wiederholungsfall beträgt die Strafe 
Busse bis 50‘000 Franken.“ 
Weiter sollen BGSA-Delikte im Katalog von Art. 102 StGB aufge-
nommen und eine Verknüpfung mit einem zu schaffenden Unter-
nehmens-Strafregister vorgenommen werden. 

 
 
 
Wir danken Ihnen, geschätzte Damen und Herren, für die Berück-
sichtigung unserer Anliegen und verbleiben  

mit freundlichen Grüssen. 

 
Sozialdemokratische Partei 
der Schweiz 
 
 

 

          
Christian Levrat    Luciano Ferrari 
Präsident     Leiter Politische Abteilung 
 


